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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

Abschnitt II Abschnitt II 
Beschäftigungsbewilligung Beschäftigungsbewilligung 

Voraussetzungen Voraussetzungen 
§ 4. (1) bis (6) … § 4. (1) bis (6) … 
(7) Die Arbeitsmarktprüfung gemäß Abs. 1 und 2 entfällt bei (7) Die Arbeitsmarktprüfung gemäß Abs. 1 und 2 entfällt bei 

 2. bis 5. ...  2. bis 5. ... 
 6. registrierten befristet beschäftigten Ausländern (§ 5 Abs. 7).  6. registrierten befristet beschäftigten Ausländern im Sinne des § 5 Abs. 6a 

und Abs. 7. 
Saisonarbeitskräfte und ErntehelferInnen Saisonarbeitskräfte und ErntehelferInnen 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
kann im Falle eines vorübergehenden zusätzlichen Arbeitskräftebedarfs, der weder 
aus dem im Inland verfügbaren Arbeitskräftepotenzial noch mit EWR-
BürgerInnen, SchweizerInnen und gemäß Abs. 7 registrierten AusländerInnen 
abgedeckt werden kann, durch Verordnung zahlenmäßige Kontingente 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
kann im Falle eines vorübergehenden zusätzlichen Arbeitskräftebedarfs, der weder 
aus dem im Inland verfügbaren Arbeitskräftepotenzial noch mit EWR-
BürgerInnen, SchweizerInnen und gemäß Abs. 6a und 7 registrierten 
AusländerInnen abgedeckt werden kann, durch Verordnung zahlenmäßige 
Kontingente 

 1. für eine zeitlich befristete Zulassung ausländischer Saisonarbeitskräfte in 
einem bestimmten Wirtschaftszweig, in einer bestimmten Berufsgruppe 
oder Region oder 

 1. für eine zeitlich befristete Zulassung ausländischer Saisonarbeitskräfte in 
einem bestimmten Wirtschaftszweig, in einer bestimmten Berufsgruppe 
oder Region oder 

 2. für die kurzfristige Zulassung ausländischer ErntehelferInnen  2. für die kurzfristige Zulassung ausländischer ErntehelferInnen 
festlegen. Er hat dabei die allgemeine Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes, 
insbesondere im betreffenden Teilarbeitsmarkt, zu berücksichtigen und darf die 
gemäß § 13 Abs. 4 Z 1 NAG festgelegte Höchstzahl für befristet beschäftigte 
Fremde im Jahresdurchschnitt nicht überschreiten. Zeitlich begrenzte 
Überschreitungen sind zulässig. 

festlegen. Er hat dabei die allgemeine Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes, 
insbesondere im betreffenden Teilarbeitsmarkt, zu berücksichtigen. 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (6a) Beschäftigungsbewilligungen für Saisonarbeitskräfte, die in den 

Kalenderjahren 2017 bis 2021 in zumindest drei Kalenderjahren im selben 
Wirtschaftszweig jeweils mindestens drei Monate im Rahmen von Kontingenten 
gemäß Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2021 befristet 
beschäftigt waren und sich bis 31. Dezember 2022 bei den regionalen 
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice für eine weitere Beschäftigung in diesem 
Wirtschaftszweig registrieren lassen, können in diesem Wirtschaftszweig 
außerhalb von Kontingenten gemäß Abs. 1 Z 1 erteilt werden und sind nicht auf 
Kontingente anzurechnen. Für die zulässige Höchstdauer der 
Beschäftigungsbewilligungen gelten Abs. 3 und 4. Die Arbeitsmarktprüfung im 
Einzelfall entfällt (§ 4 Abs. 7 Z 6). 

(7) bis (9) ... (7) bis (9) ... 
 (10) Die Landesgeschäftsstellen haben ihre Landesdirektorien und die 

Interessenvertretungen der Land- und Forstwirtschaft auf Anfrage über die 
Auslastung der im Bereich der Geschäftsstelle festgelegten Kontingente und über 
die gemäß Abs. 6a und 7 zugelassenen Arbeitskräfte (Stammsaisoniers) zu 
informieren. 

Wirksamkeitsbeginn Wirksamkeitsbeginn 
§ 34. (1) bis (52) ... § 34. (1) bis (52) ... 

 (53) § 4 Abs. 7 Z 6 und § 5 Abs. 1, 6a und 10 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/202X treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 

Artikel 2 
Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 

Niederlassungsverordnung Niederlassungsverordnung 
§ 13. (1) Die Bundesregierung erlässt über Vorschlag des Bundesministers für 

Inneres im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates eine 
Verordnung, mit der für jeweils ein Kalenderjahr die Anzahl der Aufenthaltstitel 
gemäß §§ 44 Abs. 1, 46 Abs. 1 Z 2, Abs. 4 und 5, 47 Abs. 4 und 49 Abs. 1, 2 und 
4 sowie die Höchstzahl der Beschäftigungsbewilligungen für befristet beschäftigte 
Fremde festgelegt werden (Niederlassungsverordnung). 

§ 13. (1) Die Bundesregierung erlässt über Vorschlag des Bundesministers für 
Inneres im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates eine 
Verordnung, mit der für jeweils ein Kalenderjahr die Anzahl der Aufenthaltstitel 
gemäß §§ 44 Abs. 1, 46 Abs. 1 Z 2, Abs. 4 und 5, 47 Abs. 4 und 49 Abs. 1, 2 und 
4 festgelegt wird (Niederlassungsverordnung). 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 



  3 von 3 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4) In der Niederlassungsverordnung hat die Bundesregierung weiters 

festzulegen: 
 

 1. die Höchstzahl der Beschäftigungsbewilligungen für befristet beschäftigte 
Fremde (§ 5 AuslBG), mit denen der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz mit Verordnung ein damit verbundenes Einreise- 
und Aufenthaltsrecht gemäß § 24 FPG einräumen darf, und 

 

 2. die Höchstzahl der Beschäftigungsbewilligungen für Erntehelfer (§ 5 
AuslBG), mit denen der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz mit Verordnung ein damit verbundenes Einreise- und 
Aufenthaltsrecht gemäß § 24 FPG einräumen darf. 

 

(5) bis (8) ... (5) bis (8) ... 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 82. (1) bis (35) ... § 82. (1) bis (35) ... 
 (36) § 13 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/202X 

tritt mit 1. Jänner 2022 in Kraft. § 13 Abs. 4 tritt mit 31. Dezember 2021 außer 
Kraft. 
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